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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 30. 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Gremsmühlen 
nach Lütjenburg, S. 317. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die 
Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 324. 


(Nr. 9309.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Herſtellung einer Eifen- 
bahn von Gremsmühlen nach Lütjenburg. Vom 30. Januar 1888. 


Sen Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Oldenburg haben zum Zwecke einer Vereinbarung über 
die Herſtellung einer Eiſenbahn von Gremsmühlen nach Lütjenburg zu Bevoll— 
mächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Regierungsrath Dr. Paul Micke, 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhöchſtihren Regierungsrath Anton Lubinus, 
welche, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation, nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben. 
Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, eine Eiſenbahn von Grems- 
mühlen nach Lütjenburg für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die geſetz⸗ 
liche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres Staats⸗ 


gebietes. 
Artikel I. 


Die Feſtſtellung der geſammten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrages bildende Eiſenbahn und ihre etwaigen künftigen Erweiterungen (Ar⸗ 
Gef. Samml. 1888. (Nr. 9309.) 58 
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tikel V letzter Abſatz) ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden Fahrzeuge, 
einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zu⸗ 
ſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Führung der Bahn und der Anlegung 
von Stationen wie auch bezüglich demnächſtiger Erweiterungen der urſprünglichen 
Bahnanlagen in dem Oldenburgiſchen Gebiet etwaige beſondere Wünſche der Groß⸗ 
herzoglichen Regierung thunlichſt berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die landes⸗ 
polizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Her⸗ 
ftellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrekturen, Vorfluth⸗ 
anlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Bahn 
hofsanlagen jeder Regierung innerhalb ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Be⸗ 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, welche 
die geplante Eiſenbahn kreuzen, von der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung 
angeordnet oder genehmigt werden, fo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Aus- 
führung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Großherzoglich 
Oldenburgiſche Regierung verpflichtet ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die 
neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus 
der Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel UI. 


Die Spurweite der Geleiſe ſoll 1,435 Meter im Lichten der Schienen be- 
tragen. Die Königlich Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die im Artikel I 
benannte Bahn nach den Beſtimmungen der Bahnordnung für Deutſche Eiſen⸗ 
bahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 herzuſtellen und dem⸗ 
nächſt zu betreiben. 


Artikel IV. 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung übernimmt für den Fall der 
Ausführung der den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Bahn — in An⸗ 
erkennung der für die betreffenden Theile ihres Staatsgebietes hiermit verknüpften 
Vortheile — die Verpflichtung: 

1) den zum Bau der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden inner⸗ 
halb ihres Landesgebietes der Königlich Preußiſchen Regierung unent⸗ 
geltlich zur Verfügung zu ſtellen; 

2) die Mitbenutzung der Chauſſeen und ſonſtigen öffentlichen Wege, ſoweit 
dies die Aufſichtsbehörde für zuläſſig erachtet, unentgeltlich und ohne 
beſondere Entſchädigung für die Dauer des Beſtehens und Betriebes 
der Bahn zu geftatten; a 

3) zu den Baukoſten der Linie einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren 
Zuſchuß von 30 000 Mark, in Worten: „Dreißigtauſend Mark“ zu 
gewähren. 
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Artikel V. 


Die im Artikel IV unter Nr. 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt ſich 
auf das geſammte, zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller fonftigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Parallelwege, Sicher- 
heitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Korrektionen von 
Wegen oder Waſſerläufen u. ſ. w. nach den genehmigten Bauplänen oder nach 
den Beſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der 
benachbarten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr u. ſ. w. für noth⸗ 
wendig erachtete, der Enteignung unterworfene Grundeigenthum mit Einſchluß 
von Rechten und Gerechtigkeiten. Die Ueberweiſung des Grundeigenthums nebſt 
Rechten und Gerechtigkeiten ſoll dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der 
bauenden Eiſenbahnverwaltung auch Kultur- und Inkonvenienzentſchädigung 
nicht zu tragen, und die für den Bau der Bahn erforderlichen Grundſtücke frei 
von Pfandrechten, ſowie frei von allen dinglichen Laſten und Abgaben, die 
dauernd erforderlichen in das Eigenthum, die vorübergehend erforderlichen für die 
Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates übergehen. 
Letzterem ſollen vielmehr nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des 
überwieſenen Terrains zur Laſt fallen. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bau⸗ 
planes und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen 
für jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden 
Grundſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, 
deren Eigenthümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich ange⸗ 
ordneten Anlagen, ſowie wo nur eine Belaſtung von Grundeigenthum in Frage 
ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. 

Alsbald nach Vorlage dieſes Auszuges ſind die erforderlichen Grundſtücke 
im Wege der freien Vereinbarung oder der Enteignung durch die Großherzoglich 
Oldenburgiſche Regierung zu erwerben und der Eiſenbahnverwaltung zu überweiſen. 

Der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung bleibt es freigeſtellt, wegen 
der Uebertragung dieſer, ſowie der im Artikel IV unter Nr. 2 und 3 übernom⸗ 
menen Verpflichtungen auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden u. ſ. w. 
mit letzteren ſich zu verſtändigen; ſie bleibt indeß auch für den Fall einer 
derartigen Uebertragung für die Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der 
Königlich Preußiſchen Regierung verhaftet. 

Die Hohen vertragſchließenden Regierungen find darin einig, daß die Her- 
ſtellung, Unterhaltung und Beleuchtung der Jufuhrwege zu den Stationen, ſo⸗ 
weit dieſe Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung iſt. 

Der nach Artikel IV Nr. 3 zu leiſtende Baarzuſchuß iſt vier Wochen nach 
Eingang der Erklärung der Königlich Preußiſchen Regierung, daß ſie mit dem 
Bau der Bahn vorzugehen beabſichtige, ſeitens der Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Regierung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 
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Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich nach beendeter Bau⸗ 
ausführung zu einer Erweiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Her— 
ſtellung von Anſchlußgeleiſen und Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen 
entſchließen, ſo wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung zwecks Er⸗ 
werbung des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, 
auf welche ſich die Verpflichtung im Artikel IV unter Nr. 1 des Vertrages nicht 
bezieht, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht ertheilen, inſoweit daſſelbe nicht 
bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und 
für die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine anderen Be- 
ſtimmungen in Anwendung bringen laſſen, als diejenigen, welche bei den Ent⸗ 
eignungen zu Eiſenbahnanlagen in dem Fürſtenthum Lübeck Geltung haben. 
Für die Verhandlungen, welche zur Uebertragung des Eigenthums oder zur 
Ueberlaffung in die Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten 
Fällen erforderlich ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, 
ſind nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten, und tritt im Uebrigen Freiheit 
von Stempel» und Gerichtsgebühren ein. 


Artikel VI. 

Die Feſtſtellung der Tarife, ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter thunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung. Es ſollen übrigens in den Tarifen 
für die Strecke in dem Großherzoglich Oldenburgiſchen Gebiete keine höheren 
Einheitsſätze in Anwendung kommen „als für die Strecke auf Königlich Preußiſchem 
Staatsgebiete. 

Artikel VII. 


Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Großherzogthum Oldenburg 
entfallenden Bahnſtrecke der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung vorbehalten. 
Auch ſollen die an der Bahnſtrecke im Großherzogthum Oldenburg zu errichtenden 
Hoheitszeichen nur die der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung ſein. 

Der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur 
Handhabung des ihr uͤber die im Großherzogthum belegene Bahnſtrecke zuſtehenden 
Hoheitsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher die Beziehungen 
zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu 
vertreten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten 
der Behörden geeignet ſind. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Gebiet belegenen Bahnſtrecke erfolgt durch die Königlich Preußiſchen Eiſenbahn⸗ 
behörden und Beamten, welche auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen Betriebs- 
verwaltung von den zuſtändigen Großherzoglichen Behörden in Pflicht zu nehmen 
ſind. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer 
Bahnſtrecke den betreffenden Großherzoglich Oldenburgiſchen Organen ob. Dieſelben 
werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 
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Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, welche in dem Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Gebiete ſtationirt ſind, erleiden dadurch keine Aenderung ihres Staatsangehörigkeits⸗ 
verhältniſſes. a 

Die Beamten der Bahn ſind ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung 
rückſichtlich der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, im Uebrigen aber 
den Geſetzen und Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, 
unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern „Weichenſtellern und ſonſtigen der- 
gleichen Unterbeamten innerhalb des Großherzoglich Oldenburgiſchen Staatsgebiets 
ſoll auf Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden „falls 
geeignete Militäranwärter, unter welchen die Oldenburgiſchen Staatsangehörigen 
gleichfalls den Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu 
ermitteln ſind. 

Artikel IX. 


Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß des Baues oder Betriebes der 
im Großherzoglich Oldenburgiſchen Gebiet belegenen Bahnſtrecke gegen die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung geltend gemacht werden möchten, ſollen von den Oldenburgiſchen 
Gerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch nach den 
Oldenburgiſchen Landesgeſetzen beurtheilt werden. 


Artikel X. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung verpflichtet ſich, von der 
Eiſenbahnunternehmung und dem zu derſelben gehörigen Grund und Boden 
keinerlei Staatsabgaben zu erheben, noch auch eine Beſteuerung derſelben zu 
Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen korporativen Verbände zuzulaſſen. 


Artikel XI. 

Ein Recht auf den Erwerb der in das Großherzoglich Oldenburgiſche 
Staatsgebiet entfallenden Bahnſtrecke wird die Großherzoglich Oldenburgiſche 
Staatsregierung, ſo lange die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Preußi⸗ 
ſchen Staates ſich befindet, nicht in Anſpruch nehmen. 


Artikel XII. 
Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 


übertragen. 
Artikel XIII. 


Der gegenwärtige Vertrag erliſcht, wenn nicht innerhalb einer Friſt von 
fünf Jahren, vom Tage der Ratifikationsauswechſelung an gerechnet, mit dem 
(Nr. 9309. 
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Bau der Bahn begonnen, und innerhalb einer weiteren Friſt von drei Jahren 
die Bahn bis zur Betriebseröffnung vollendet ſein ſollte. 
Artikel XIV. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll Beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
Ae werden. Die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 


Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Januar 1888. 


Dr. Micke. Lubinus. 
(. S.) (L. S.) 


Schlußprotokoll 


zum 


Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Gremsmuͤhlen nach Luͤtjenburg. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um zum 
Abſchluſſe und zur Vollziehung des wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Grems⸗ 
mühlen nach Lütjenburg vereinbarten Staatsvertrages zu ſchreiten. 

Hierbei ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll nachſtehende Erklärungen 
aufgenommen worden, welche mit der Ratifikation des Vertrages als mitgenehmigt 
gelten und mit den Vereinbarungen des Vertrages ſelbſt gleichverbindliche Kraft 


haben ſollen: 
Zu Artikel II. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich hinſichtlich der Anlegung 
von Stationen bereit, auf der Strecke von Gremsmühlen bis zur Landesgrenze 
außer bei dem Hotel „Holſteiniſche Schweiz“ noch mindeſtens zwei Stationen, 
und zwar eine bei dem Hoheliedsmoore, die andere bei Söhren, thunlichſt an 
dem Wege von Benz nach Söhren, zu errichten. 


Zu Artikel V. 
1) Es herrſcht Beiderſeits Einverftändniß, daß der zur Anlage von Sicher 
heitsſtreifen erforderliche Grund und Boden den betreffenden Beſitzern verbleibt, 
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und nur hinſichtlich der Benutzung den durch den Zweck der Anlage bedingten 
Beſchränkungen unterworfen wird. 

2) Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung wird von der ihr nach 
Artikel 18 §. 3 des Geſezes für das Fürſtenthum Lübeck, betreffend die Ent⸗ 
eignungen zu Eiſenbahnen, vom 21. Juli 1868 zuſtehenden Befugniß Gebrauch 
machen und die Einweiſung der Eiſenbahnverwaltung in den Beſitz der erforder⸗ 
lichen Flächen ſchon vor der Zahlung beziehungsweiſe Hinterlegung der Ent⸗ 
ſchädigungsſumme insbeſondere auch dann verfügen, wenn durch die vorgängige 
Feſtſtellung der Entſchädigung eine Verzögerung des Baues der Bahn herbeigeführt 
werden würde. 

Zu Artikel VI. ö 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Feſtſtellung des Fahr⸗ 
planes für die den Gegenſtand des Vertrages bildende Eiſenbahn auch auf die 
Intereſſen der Stadt Eutin thunlichſt Rückſicht nehmen. Vorausſichtlich wird es 
auch den allgemeinen Verkehrsintereſſen entſprechen, wenn zwiſchen Eutin und 
Lütjenburg täglich drei Züge in jeder Richtung in der Weiſe verkehren, daß die- 
ſelben entweder nach und von Eutin durchgeführt werden oder in Gremsmühlen 
unmittelbaren Anſchluß an die betreffenden von oder nach Eutin verkehrenden 
Züge der Hauptbahn erhalten. 

Die mit dem vereinbarten Entwurfe übereinſtimmend befundenen Ausferti⸗ 
gungen des Vertrages ſind hierauf von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
unterſiegelt worden, und es haben der Bevollmächtigte der Königlich Preußiſchen 
und der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung je eine Ausfertigung des Ver⸗ 
trages und des Schlußprotokolls entgegengenommen. 


So geſchehen zu Berlin, den 30. Januar 1888. 


Dr. Micke. Lubinus. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat am 29. September 1888 ſtattgefunden. 


(Nr. 9309.) 


ee 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Auguſt 1888, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts, ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Weſt⸗Sternberg für den Bau einer Chauſſee von Droſſen über 
Gruno bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Sonnenburg, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 36 S. 255, 
ausgegeben den 5. September 1888; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Auguſt 1888, betreffend die Genehmigung 
der Beſchlüſſe des XVI. Generallandtages der Schleſiſchen Landſchaft, 
durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 38 zweite außerordentliche Bei- 
lage, ausgegeben den 21. September 1888, 

der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 37 S. 273, ausgegeben den 
15. September 1888, 

der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 37 S. 273, ausgegeben den 
14. September 1888, 

der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 37 S. 263, ausgegeben 
den 12. September 1888; 


3) das unterm 24. Auguſt 1888 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Meliorationsgenoſſenſchaft der Lupow unterhalb Schmolſin im Kreiſe 
Stolp durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 38 
S. 239, ausgegeben den 20. September 1888. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


